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Beat Schläfli ist seit August CEO der Psychiatrischen Dienste Aargau (PDAG). Bild: Sandra Ardizzone

die neue Tarifhöhe. Die Teuerung muss
da natürlich unbedingt rein.

SindSie zuversichtlich, dassdie
Versichererdas auch so sehen?
Ich gehe davon aus. Wenn wir uns nicht
einigen können, muss der Kanton einen
Tarif festlegen, und ich bin überzeugt,
dass wir da sicher im Minimum die
Teuerung erhalten werden.

SiewerdenalsokeinFinanzhilfe-
gesuch stellen, sondernhoffenauf
dieTarifverhandlungen?
Ja. Wo wir Geld vom Kanton brauchen,
ist, wie gesagt, im ambulanten Bereich.

BevorSieCEO inKönigsfelden
wurden,warenSieDirektorder
aarRehaSchinznach.Warumder
Wechsel vonderRehabilitation in
diePsychiatrie?
Ich hatte spannende zehn Jahre bei der
aarReha. Aber es stellte sich die Frage,
wie es weitergehen soll. Ich bin 56 Jah-
re alt. Mir bleiben also noch neun Jahre

bis zur Pensionierung. Die Möglichkeit,
bei den PDAG einzusteigen und noch
einmal etwas Neues kennen zu lernen,
hat mich gereizt. Auch, weil die Psy-
chiatrie vor grossen Herausforderun-
gen steht. Ich mag Jobs, in denen ich
anpacken und etwas bewegen kann.

Hat esSie auchgereizt, eineder
drei kantonseigenenGesundheits-
institutionenzu führen?
(lacht) Es hat mich zumindest nicht so
stark abgeschreckt, dass ich mich da-
gegen entschieden habe. Ich hatte in
der aarReha, deren Trägerschaft eine
Stiftung ist, sehr viele Freiheiten. Das
ist jetzt schon anders.

Inwiefern?
Die Politik interessiert sich plötzlich
viel mehr für das, was ich mache. Ich
habe Eigentümergespräche beim Kan-
ton. Nach dem ersten Apéro hatte ich
bereits ein «Aufgebot» in die Gesund-
heitskommission. Ich bin natürlich ger-
ne gegangen. Es ist wichtig für mich,
die Grossrätinnen und Grossräte zu
kennen, die mir auf die Finger schauen.
Ich bin ja auch auf sie angewiesen,
wenn es darum geht, Projekte realisie-
ren zu können oder Geld vom Kanton
zu erhalten.

WürdenSie einePrivatisierung
oderTeilprivatisierungder
Kantonsspitäler begrüssen?
Ich finde das eine schwierige Frage und
es wird auch schwierig sein, Mehrhei-
ten dafür zu finden. Heute hat der Kan-
ton sicher zu viele unterschiedliche
Rollen. Ich weiss aber auch nicht, ob es
mit mehreren Aktionären tatsächlich
einfacher wäre. Mir ist wichtig, dass es
eine klare Eigentümerstrategie gibt, die
einzelne Unternehmung sich innerhalb
dieser Strategie aber frei bewegen
kann.

Von der Rehabilitation
in die Psychiatrie

Beat Schläfli ist seit August CEO der Psy-
chiatrischen Dienste Aargau (PDAG).
Zuvor war der 56-Jährige während zehn
Jahren Direktor der aarReha Schinz-
nach. Von 2005 bis 2012 war er Mitglied
der Geschäftsleitung der Sanitas-Kran-
kenversicherung und von 2001 bis 2005
leitete er beim Kassenverband Santé-
suisse die Abteilung Tarife und Preise.
Nach seinem ersten Studium als Turn-
und Sportlehrer machte er einen Ab-
schluss in Volks- und Betriebswirtschaft.
Beat Schläfli ist verheiratet und hat drei
Söhne. Er lebt im Bezirk Zofingen.

16,4Millionenfür Integration
Regierung will unter anderem mehr Deutschkurse anbieten.

Noemi Lea Landolt

Der Regierungsrat hat am Frei-
tag das Kantonale Integrations-
programm (KIP) für die Jahre
2024 bis 2027 in die Anhörung
geschickt. Er beantragt dem
Grossen Rat einen Ver-
pflichtungskredit für einen ein-
maligen Bruttoaufwand von
16,4 Millionen Franken. Der
Kantonsanteil beläuft sich auf
7,92 Millionen Franken.

Das Kantonale Integrations-
programm hat 2014 gestartet.
Das laufende Programm KIP 2
endet 2023. Die neue Pro-
grammperiode KIP 3 soll auf
den bestehenden Förderberei-
chen aufbauen und diese weiter-
entwickeln, teilt der Regierungs-
rat mit.

Bisher wurden nur Sprachkurse
bis zum Niveau A2 unterstützt.
Der heutige Arbeitsmarkt ver-
lange aber oft bessere Sprach-
kenntnisse, heisst es in der Mit-
teilung. Der Regierungsrat
möchte deshalb auch weiterge-
hende Kurse finanzieren. Die
Erfahrungen zeigten, dass
Sprachkenntnisse die zentrale
Voraussetzung für die Integra-
tion in Gesellschaft und Arbeits-
markt seien.

Egli:«Wenndie Integration
scheitert,wirdes teuer»
Weiter plant der Regierungsrat,
die Integrationsarbeit stärker zu
regionalisieren. Bisher haben
sich über 60 Gemeinden zu re-
gionalen Integrationsfachstellen
zusammengeschlossen, welche

die Integrationsangebote koor-
dinieren. In Zukunft sind weite-
re solche Fachstellen geplant.

Der Mehrbedarf bei den
Sprachkursen und Integrations-
fachstellen führt laut Mitteilung
zu jährlichen Mehrkosten von
700 000 Franken. Für den zu-
ständigen Regierungsrat Dieter
Egli ist klar, dass es sich lohnt,
frühzeitig in Integrationsmass-
nahmen in den Regionen, nahe
bei den Menschen, zu investie-
ren. «Denn wenn die soziale
und berufliche Integration
scheitert, wird es sehr teuer»,
wird er in der Mitteilung zitiert.

ParteienundVerbändehaben
bis Mitte Februar Zeit, sich zum
Anhörungsbericht zu äussern.
Voraussichtlich imJuni2023ent-
scheidet der Grosse Rat.

Deutschpflicht ist in
derPolitikumstritten
An der Schule Reinach-Leimbach gilt ab sofort ein Deutschbefehl.
Bildungspolitiker sind sich nicht einig bei der Bewertung.

Fabian Hägler

Nur noch Hochdeutsch oder
Schweizerdeutsch auf dem Pau-
senplatz: Diese neue Regel hat
die Leitung der Schule Reinach-
Leimbach eingeführt. Die
Deutschpflicht für Kinder und
Jugendliche wird kontrovers dis-
kutiert – und von SP-Grossrätin
Lelia Hunziker auf Twitter in
Frage gestellt. Sie kritisiert, of-
fenbar seien nicht alle Sprachen
gleich genehm.

Auf Nachfrage der AZ sagt
Hunziker, Vielsprachigkeit sei
eine Bereicherung, und wenn
ein Schweizer Kindergärtler von
Kollegen Englisch gelernt hätte,
wäre das gelobt worden. «Aber
weil es Albanisch war, wird dies
nun kritisch gesehen und die
Schule erlässt den Deutschbe-
fehl für den Pausenplatz», kriti-
siert sie.

LeliaHunziker (SP) sieht
Grundrechteverletzt
Hunziker sagt, Kompetenzen
und Sprachkenntnisse erwerbe
man nicht durch Verbote, des-
halb könnte der Entscheid
nach hinten losgehen. «Ich an-
erkenne, dass die Situation in
Reinach herausfordernd ist,
aber lassen wir den Kindern
doch in der Pause die Freiheit,
die Sprache ihrer Wahl zu
sprechen. Frühförderung,
Deutschunterricht und Zusatz-
stunden sind viel effektivere
Mittel als ein Fremdsprachen-
verbot.»

Offenbar könne eine Schu-
le vor Ort einen solchen Ent-
scheid treffen, sie komme aber
in Konflikt mit den Grundrech-
ten, sagt die SP-Grossrätin.
Aus ihrer Sicht verletzt die An-
ordnung das Diskriminie-
rungsverbot, die Rechtsgleich-
heit und die Sprachfreiheit.
Hunziker: «Es müsste wohl ein
betroffenes Kind klagen, um
sich zu wehren, aber eigentlich
müssten auch die Schulverant-

wortlichen merken, dass ihr
Entscheid falsch ist.»

Uriel Seibert (EVP) sieht
PausenplatzalsLernraum
Uriel Seibert (EVP) war selber
Lehrer in mehreren Aargauer
Gemeinden, er widerspricht
Hunziker auf Twitter und sagt:
«Der Pausenplatz ist auch ein
Lernraum, dort lernen Kinder
und Jugendliche viel Wort-
schatz, der im Deutschunter-
richt nicht vermittelt wird.»

Er finde die Entscheidung
der Schulverantwortlichen in
Reinach deshalb sinnvoll und
nachvollziehbar. Es sei wichtig,
in der Schule ein Klima zu
schaffen, «in dem die Kinder
die Sprache lernen können, die
für sie im Alltag später wichtig
ist», sagt Seibert. Aus seiner
Sicht sei die Anordnung in Rei-
nach nicht gegen Kinder mit
ausländischer Muttersprache
gerichtet, sondern könne hel-
fen, den Deutsch-Erwerb zu
fördern.

RuthMüri (Grüne)findet
Deutschpflicht legitim
Ruth Müri (Grüne) ist Mitglied
der grossrätlichen Bildungs-
kommission und im Stadtrat Ba-
den für die Schulen verantwort-
lich. Sie sagt, in Reinach gebe es
offenbar sehr viele Kinder mit
unterschiedlichen Mutterspra-
chen und hält fest: «Wenn die
Schule dies als Problem erkannt
hat, finde ich es legitim, wenn
sie von den Schülerinnen und
Schülern verlangt, auf dem Pau-
senplatz konsequent Schweizer-
deutsch oder Hochdeutsch zu
sprechen.»

Eine solche Entscheidung
liege in der Kompetenz der
Schule vor Ort, führt Müri aus.
Die Bildungspolitikerin sagt
weiter: «Deutsch ist sehr wich-
tig für den Lern- und Bildungs-
erfolg, deshalb halte ich es für
richtig, wenn eine Schule dies
bei fremdsprachigen Kindern

forciert.» Deutsch lerne man
nur, wenn man es auch selber
spreche, erläutert Müri.

Wichtig sei aber, dass die
Schule die Anordnung, nur noch
Deutsch zu sprechen auf dem
Pausenplatz, mit Augenmass
umsetze. «Ein Kind, das frisch
aus dem Ausland kommt und
noch gar kein Deutsch kann,
muss sicher anders behandelt
werden als ein Kind, das schon
fünf Jahre in der Schweiz lebt.»
Es dürfe keine Strafen geben für
Kinder, die auch einmal ein paar
Worte in ihrer Muttersprache
mit Kolleginnen und Kollegen
wechselten, betont die Grünen-
Grossrätin.

TitusMeier(FDP)pocht
aufMenschenverstand
FDP-Grossrat Titus Meier, Prä-
sident der kantonalen Bildungs-
kommission, hält fest: «Wer gut
Deutsch spricht, hat einen kla-
ren Vorteil, deshalb finde ich die
Anordnung der Schule Reinach
grundsätzlich richtig.»

Es gehe um Eingliederung
und Ausgrenzung, dazu sagt
Meier: «Es sollte keine Gruppen
von Kindern geben, die auf dem
Pausenplatz nur in ihrer auslän-
dischen Muttersprache mitein-
ander reden, um dadurch Kin-
der mit deutscher Mutterspra-
che auszuschliessen.»

Es sei aber wichtig, dass die
Umsetzung mit gesundem
Menschenverstand erfolge:
«Wenn man zum Beispiel eine
Gruppe von ukrainischen
Flüchtlingskindern an der Schu-
le hat, kann man von diesen
nicht erwarten, dass sie innert
kurzer Zeit nur Deutsch spre-
chen.» Kindergärtler sollten
wiederholt freundlich darauf
hingewiesen werden, Deutsch
zu sprechen, bei älteren Jugend-
lichen könne dies nachdrückli-
cher passieren. Strafen für
Schülerinnen und Schüler, die
sich nicht daran halten, fände
Meier übertrieben.
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Erni Isabelle  DVIGES
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